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In h a . 


Waſſerverſorgungsweſen als Aufgabe der Staatsverwaltung. Bei- 
ſpiel der Waſſerverſorgung eines früher waſſerloſen Hoch⸗ 
plateau's. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Vorſetzung des Wortes „Reichs“ vor den eigentlichen Adelstitel, wie auch 
die Bezeichnung „des heil. römiſchen Reiches“ Graf, Freiherr oder Ritter 
iſt obſolet. 

Competenz bei Entſcheidungen über Haftung und Erſatzpflicht der Gemeinden aus 
Anlaß der Einhebung und Abfuhr der directen Steuern. 


Privilegiumsſtreite beſindlichen Proceßpartei ſelbſt dann nicht ertheilt werden, 
wenn der Privilegienberechtigte die Beſchreibung behufs Erweiſung einer 
Privilegiumsverletzung producirt hat. 

Eingefriedete Waldung im Sinne des $ 174 II lit. e St. G. 

Geſetze und Verordnungen. 

Berjonalten. 


Erledigungen. 


Wallerverlorgungswelen als Aufgabe der Staats- 


verwaltung. Beiſpiel der Waſſerverſorgung eines 


früher waſſerloſen Hochplateau's. 


Ueber das in beſonders hohem Grade ausgebildete Waſſerver— 
ſorgungsweſen im Königreich Württemberg bringt die „Zeitſchrift für 
badiſche Verwaltung und Verwaltungs-Rechtspflege“ aus einem Aufſatze 


in der württembergiſchen „Zeitſchrift für Baukunde“ nachſtehende höchſt 


anregende Mittheilungen: 


Die erſte Idee zu dem großartigen Unternehmen der Verſorgung 


Maßſtabes am Beſtehenden 


Bedeuken und materiellen Schwierigkeiten, die in der Bevölkerung ſelbſt 
wurzelnden oft unbeſiegbar ſcheinenden Vorurtheile gegen das Neue 
glücklich überwunden, bis an Stelle eines anfänglich wohl erklärlichen 
Mißtrauens der Bewohner in ein ſo fremdartiges jedes vergleichenden 
noch entbehrendes Unternehmen, das zu 
ſeiner Verwirklichung nöthige Vertrauen zur Sache, zum verantwortlichen 
Techniker und ſeinem Vorhaben getreten waren. 

Inzwiſchen kamen durch denſelben im Verlaufe der Zeit und 
bis 1870 in Württemberg eine weitere Reihe zum Theil großerer 


e e i 8 5 Waſſerwerk⸗Anlagen für eine Anzahl von Städten und Landgemeinden 
Die Abſchrift einer geheim gehaltenen Privilegiumsbeſchreibung darf der im 


theils mit längeren natürlichen Quellwaſſer-Zuleitungen, theils mit 


künſtlichen Hebungen desſelben zur erfolgreichen Ausführung, die Zahl 


der rauhen Alb mit Waſſer wurde im Jahre 1866 67 vom jetzigen 


Staatstechniker und Erbauer dieſer Werke dem württembergiſchen 


Miniſterium des Innern mit allgemeinen kartographiſchen Erläuterungen 
unterbreitet, dort in dankenswertheſter Weiſe und mit lebhaftem Intereſſe 


der Gedanke entgegengenommen, ſowie nach einer auf ſpeciellen Antrag 
des Urhebers erfolgten ſorgſältigen Prüfung der Vorlagen nach ihrer 


Zweckmäßigkeit und Ausführbarkeit durch eine ans den verſchiedenen 


ſtaatlichen Bau⸗Reſſorts zuſammengeſetzte Commiſſion höherer Techniker, 
vom kgl. Miniſterium beſchloſſen, die weitere praktiſche Verfolgung des 
neuen Planes anzuſtreben. 


Nach der Natur der Sache nur äußerſt langſam doch ſicher 


ſchien — Dank unabläſſiger techniſcher Bemühungen und adminiſtrativer 
Unterſtützung — der einmal gepflanzte Gedanke einer allgemeinen Ver⸗ 
ſorgung des ganzen württembergiſchen Alb-Gebietes mit Waſſer in den 
zunächſt betheiligten Kreiſen ſich weiter zu entwickeln und nach und nach 
durchzudringen. Jahre verſtrichen jedoch, ehe die zahllos auftretenden 


von anſchaulichen und nachahmungswerthen Beiſpielen für die Gemeinden 


vermehrten ich immer weiter und damit auch die Befriedigung der 
Landbevölkerungen über die allmälig geſchaffenen beſſeren Zuſtände in 
ihrem öffentlichen Waſſerleitungsweſen. 


Nach ſolch' erfreulichen Fortſchritten ſchien der kgl. Regierung 
der Zeitpunkt nunmehr gekommen, das beſondere Amt eines „Staats⸗ 
technikers für das öffentliche Waſſerverſorgungsweſen“ zu errichten und 
zu dotiren. Es geſchah dies durch Allerhöchſte kal. Entſchließung vom 
6. Mai 1869 und es wurde der, wie aus Obigem erſichtlich, vorher 
ſchon in diefem Zweige der öffentlichen Arbeiten fo vielfach und rühm⸗ 
lich im Lande thätig geweſene Techniker — der jetzige Oberbaurath 
Dr. v. Ehmann unter Zutheilung zum Miniſterium des Innern 
mit dieſem Amte betraut. 


Damit war an Stelle der früher nur ermöglichten moraliſchen 
Unterſtützung des Staates auch eine materielle ſtaatliche Fürſorge zur 
weſentlichen Erleichterung der einſchlägigen meiſt mit ohnehin großen 
Opfern verbundenen Gemeinde- Vorhaben getreten, wodurch deren kräftige 
Förderung von nun an noch weiter erleichtert wurde. 

Der Wirkungskreis des Staatstechnikers für das Waſſerverſor⸗ 
gungsweſen erſtreckt ſich nach der inzwiſchen näher präciſirten Dienit- 
Organiſation in Württemberg auf „Entwerfung und Feſtſtellung der ein- 
ſchlägigen Baupläne, Koſten-Ueberſchläge und Ausführung der erforder- 
lichen ſowohl hoch- und waſſerbaulichen als hydrotechniſchen und maſchi— 
nellen Anlagen, ſowie aller derjenigen Arbeiten, welche auf die Nutz⸗ 
barmachung vorhandener Fluß- oder Quellwaſſer für die verſchiedenen 
öffentlichen Zwecke oder auf die Anwendung techniſcher Hilfsmittel zur 
Waſſerhebung und Forderung überhaupt ſich beziehen.“ 

In allen ſolchen Waſſerverſorgungs-Angelegenheiten iſt der be- 
ſtellte Staatstechniker vermöge feines Gehaltes zu unentgeltlicher Be— 
rathung der Körperſchaften, Gemeinden und der dieſen vorgeſetzten Be- 
hörden im Departement des Innern über die Feſtſtellung beſtimmter, 
dem Zweck entſprechender Projeete und deren beſte Ausführungsweiſen 
verpflichtet; desgleichen liegt ihm ob, auf das Anſuchen der Gemeinden ꝛc. 
alle in das hier bezeichnete hydrotechniſche Gebiet gehörige Schlußkoſten⸗ 
Rechnungen unentgeltlich zu revidiren. 
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n Soweit mit dieſen dienſtlichen Verrichtungen Reifen verbunden | Gemeinden — zwiſchen 60 und 70 an der Zahl — noch nicht eingerechnet. 
ſind, findet nur die Anrechnung der regulativmäßigen Diäten und Reiſe⸗[ Werden die ſämmtlichen vom Beginne ſtattgefundener Dienſtleiſtungen 
koſten ſtatt; dagegen bleiben im Falle weiterer Beſchlußfaſſungen über des erſten und — ſeit November 1877 — auch des zweiten Staatstechnikers 


eine auszuführende Waſſerverſorgung die hierüber zu fertigenden Detail⸗ 
plane, Koſtenüberſchläge ſowie die etwa noch weiter gewünſchte bauliche 
Oberleitung dem vorherigen gegenſeitigen Uebereinkommen überlaſſen und 
demgemäß zu honoriren. 

Durch die erſten unentgeltlichen Berathungen iſt nicht nur die 
Hebung des vielfach früher im Argen gelegenen Gemeinde-Waſſerleitungs⸗ 
weſen überhaupt immer mehr gefördert worden, inſofern dadurch viel 
häufiger ein ſachkundiger Rath rechtzeitig eingeholt wurde, der wegen 
der damit verknüpften Koſten ſonſt unterblieben wäre, ſondern es konnten 
dabei gar oft auch fehlerhafte Aulagen und unpraktiſche Ausführungen 
zur rechten Zeit noch verhütet werden. 

Durch die Vornahme unentgeltlicher amtlicher Reviſionen der den 
Gemeinden von ausführenden Unternehmern gelieferten Ueberſchläge 
und Bauberechnungen kann ſowohl einzelnen Unregelmäßigkeiten oder 
etwaigen allzu hohen Anſprüchen an die Gemeinden nachhaltig begegnet, 
als auch eine größere Beruhigung unter den Gemeinde-Angehörigen 
ſelbſt, die nicht ſelten bei derartigen größeren koſtſpieligeren Unter— 
nehmungen in Parteien geſpalten ſind, herbeigeführt werden. 

Dieſe verſchiedenen dem Staatstechniker obliegenden Arbeiten für 
die Gemeinden ſind als eine rein dienſtliche Aufgabe allen ſonſtigen 
Geſchäften voranzuſtellen und können anderweitige außerdienſtliche Auf— 
träge nur unbeſchadet der Intereſſen für die Erſteren vom Staats— 
techniker beſorgt werden. — Alljährlich hat derſelbe eingehende Geſchäfts— 
berichte über ſeine amtliche Thätigkeit dem Miniſterium zu erſtatten. 

Die ſeitherigen Erfolge, die vielſeitige Inanſpruchnahme des Staats— 
technikers und die vielfacher Anerkennungen, welche auch von Auswärts 
der jetzige Stand und die Entwicklung des Waſſerverſorgungsweſens in 
Württemberg gefunden haben, beweiſen, daß die im vorſtehenden Be— 
richte kurz angedeuteten dort beſtehenden Einrichtungen und Dienſt— 
organiſationen, welche prineipiell in letzterer Zeit mit entſprechender 
Ausdehnung nun auch in mehreren anderen Staaten zur Anwendung 
gelangten, wohl geeignet find, das vorgeſteckte Ziel zur praktiſchen Durch— 
führung zu bringen. 

In Folge des ſtetig wachſenden Umfanges der dienſtlichen Be— 
rathungen württembergiſcher Gemeinden in Waſſerverſorgungs-Angelegen— 
heiten, insbeſondere auch der durch die Erweiterung der Waſſerver— 
ſorgungs-Arbeiten auf der Alb fortwährend geſteigerten Amtsgeſchäfte 
überhaupt, reichte in den letzten Jahren die bisherige dieſem Zweige 
des öffentlichen Dienſtes gewidmete Kraft nicht mehr aus, es wurde 
daher zur Unterſtützung des ſeitherigen Erſten techniſchen Beamten im 
November 1877 noch ein ſelbſtſtändig arbeitender zweiter Staatstechniker 
mit den Qualificationen eines ſtaatlichen Waſſerbau-Inſpectors und mit 
dieſem Beamten dienſtlich roulirend definitiv angeſtellt. 

Die unentgeltliche Berathung der Gemeinden in Waſſerverſorgungs— 
Angelegenheiten konnte in Württemberg thatſächlich erſt mit dem Jahre 1871 
nach erfolgter Bewilligung der Mittel für das „Kgl. Bauamt des 
Staatstechnikers“ in Wirkſamkeit treten, von da an wurde des Letzteren 
Thätigkeit in ſteigendem Maße in Anſpruch genommen und erhielten 
in den Kalenderjahren 1871 und 1872 nach den amtlichen Angaben 
unentgeltlich zuſammen 33 Stadte und 46 Landgemeinden; 1873 
13 Städte und 19 Landgemeinden; 1874 15 Städte und 26 Land— 
gemeinden; 1875 16 Städte und 40 Landgemeinden; 1876 22 Städte 
und 56 Landgemeinden; 1877 28 Städte und 46 Landgemeinden, 
endlich 1878 29 Städte und 73 Landgemeinden einmalige oder wieder 
holte, theils mündliche, theils ſchriftliche techniſche Berathungen und 
Gutachten, einzelne der Gemeinden auf Wunſch auch Koſtenberechnungen 
mit Detailplänen. 


In der vorangegangenen Periode von 1864, dem Zeitpunkte 


der ſpeciell techniſchen Geſtaltung des württembergiſchen Waſſerverſor— 
gungsweſens an, bis 1. Januar 1871 und bis wohin der jetzige 
Staatstechniker noch ohne amtliche Stellung thätig geweſen, betrug die 
Geſammtzahl der Berathungen 115, worunter 43 Städte und 72 Land⸗ 
gemeinden; überdies gelangten in dieſer erſten Zeitperiode im Ganzen 
45 Waſſerverſorgungs⸗Einrichtungen zur wirklichen Ausführung, dar⸗ 
unter 38 mit natürlichen Quellwaſſerzuleitungen und 7 mit künſtlichen 
Förderungen durch Waſſer⸗ oder Dampfkräfte. 
In die vorſtehenden ſtatiſtiſchen Angaben 
nehmen der „Alb-Waſſerverſorgung“ zugetheilten 


ſind die dem Unter⸗ 
waſſerbedürftigen 


zuſammengefaßt, ſo ergeben ſich bis zum 1. Jänner 1878 insgeſammt 
577 Gemeinden und, wenn die der allgemeinen „Alb-Waſſerverſorgung“ bei⸗ 
zurechnenden weiteren 65 Ortſchaften dazu genommen werden, zuſammen 
642 Gemeinden, d. h. ein volles Drittel ſämmtlicher Orte Württembergs, 
welchen bei ihren Waſſerverſorgungs Vorhaben bis jetzt von Seite der 
ſtaatlichen Techniker mit Rath und That Unterſtützung angediehen iſt. 

Die ſeither ausgeführten und in der öffentlichen Benützung befind- 
lichen Waſſerverſorgungs-Anlagen ſind, wie ſchon erwähnt, theils mit ein— 
facheren bloßen Zuleitungen der Quellwaſſer unter zweckmäßiger und 
möglichſter Ausnüt ung vorhandener natürlicher Gefälle, theils unter An⸗ 
wendung von künſtlichen Waſſerhebungen mittelſt Dampf oder Elementar 
kräften in größerem oder kleinerem je den Einzelbedürfniſſen entſprechendem 
Maßftabe ertheilt worden. 

Die Geſammtzahl der ſo hergeſtellten, vorzugsweiſe in das letzte 
Jahrzehnt fallenden größeren und kleineren Anlagen (excel. der rauhen 
Alb) wird jetzt gegen 100, die Anzahl der durch dieſelben geſpeiſten 
Hydranten für Feuerlöſchzwecke über 2500 betragen; die hiezu verlegten 
Röhren mögen eine Geſammtlänge von mehr als 300 Km. (auschließlich 
der Alb-Waſſerleitungen) repräſentiren. 

Bei weitaus den meiſten Waſſerleitungen in Württemberg wurde 
als Rohmaterial Gußeiſen gewählt und nur in wenigen Ausnahmefällen, 
wo es ſich um keinerlei hydraul. Druck in den Zuleitungsſtrecken handelte, 
kamen meiſt Cement- und auch gut fabricirte Thonröhren zur Ver— 
wendung. Wo immer Waſſertriebkräfte für nöthig gewordene Pump⸗ 
werke zur Verfügung ſtanden oder eine ſolche Betriebskraft geſchaffen 
werden konnte, iſt bis jetzt dieſe dem Dampfbetriebe vorgezogen worden, 
ſelbſt auch in ſolchen Fällen, wo die capitaliſirten Koſten für die Be— 
ſchaffung des Brennmateriales ſich nicht höher ſtellten als die Erwerbung 
oder Errichtung der Waſſerkraft. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mlittheilungen aus der Praxis. 

Die Vorfetzung des Wortes „Reichs“ vor den eigentlichen Adels: 
titel, wie auch die Bezeichnung „des heil. römiſchen Neiches“ 
Graf, Freiherr oder Ritter iſt obſolet. 

Die Landesſtelle in * hat über Anſuchen des A. R. S. v. S. 
unterm 24. Juni 1880, 3. 9504, die Richtigſtellung mehrerer Tauf- 
acte ſeiner Familie in der Art vornehmen laſſen, daß der dieſer Familie 
zukommende Ritterſtand als „Reichsritterſtand“ zur Eintragung gelangte. 

Das Miniſte ium des Innern hat hierüber mit Erlaß vom 19. De- 
tober 1880, Z. 460 a, bemerkt, daß die Vorſetzung des Wortes „Reichs“ 
vor den eigentlichen Adelstitel, wie auch die Bezeichnung „des heil. 
römiſchen Reiches“ Graf, Freiherr oder Ritter ſich dermal als eine 
nicht mehr zeitgemäße und durch nichts gerechtfertige Ausſchmückung 
darſtellt, weil das frühere römiſch⸗deutſche Reich nicht mehr beſteht und 
der ehemalige Reichsadel keinerlei Vorzug vor dem erbländiſchen Adel 
genießt. 

Die Weglaſſung der Worte „des Heil. römiſchen Reiches“ bei den 
Adelstiteln iſt überdies auch anläßlich eines ſpeciellen Falles mit der 
Allerhöchſten Entſchließung vom 10. April 1816 anbefohlen und ebenſo 
wie der Gebrauch der Bezeichnung „Reichsgraf, Reichsfreiherr, Reichs⸗ 
ritter“ von der oberſten Adelsbehörde ſtets gerügt und unterſagt 
worden. 

Das Miniſterium hat denmach angeordnet, daß bei den vor— 
erwähnten Taufacten die Bezeichnung „Reichsritter“ in Ritter abgeändert 
werde. M K. 


Competenz bei Entſcheidungen über Haftung und Erſatzpflicht der 
Gemeinden aus Anlaß der Einhebung und Abfuhr der directen 
Steuern. 

Das Miniſterium des Innern hat ſich laut Erlaſſes vom 27. Octo⸗ 
ber 1880, Z. 17.307, mit dem Finanzminiſterium in Betreff der Competenz 
der politiſchen und Finanzbehörden bei Entſcheidungen über die Haftung 
und Erſatzpflicht der Gemeinden und Gemeindeorgane aus Anlaß der 
Einhebung und Abfuhr der directen Steuern dahin geeinigt, daß in 


Hinkunft die diesbezüglichen Haftungs- und Erſatzerkenntniſſe, ſowie die 
Entſcheidungen über Recurſe gegen dieſelben von den politischen Behör⸗ 
den, jedoch von den betreffenden Statthaltereien beziehungsweiſe Landes- 
regierungen einvernehmlich mit der Finanz-Landesbehörde und im wei⸗ 
teren Inſtanzenzuge von dem Miniſterium des Innern im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſterium auszugehen haben. M. R. 


Die Abſchrift einer geheim gehaltenen Privilegiumsbeſchreibung 
darf der im Privilegiumsſtreite befindlichen Proceßpartei ſelbſt 
dann nicht ertheilt werden, wenn der Privilegienberechtigte die 
Beſchreibung behufs Erweiſung eee pro⸗ | 

ducirt hat. | 


In der Rechtsſache des A. gegen B. pcto. Conſtatirung eines 
Eingriffes ſeitens des B. in das dem A. ertheilte ausſchließliche Privi— 
legium zur Verfertigung von Maſchinentreibriemen aus Textilſtoffen 
ſtellte B. sub praes. 12. Juli 1880), 3. 7242, das Begehren um 
Ertheilung einer einfachen Abſchrift der von A. zur Erhärtung der 
Privilegiumsverletzung ſeitens des B. gelegten Privilegiumsbeſchreibung. 

Das k. k. Landesgericht in Brünn hat dem B. mit dem Beſcheide 
vom 13. Juli 1880, 3. 7242, die begehrte einfache Abſchrift der 
Privilegiumsbeſchreibung anſtandslos erfolgt, und zwar in der Erwägung, 
daß die Privilegiumsbeſchreibung, auf welche ſich A. zur Conſtatirung 
einer Privilegiumsverletzung ſeitens des B. beruft und welche dem 
Protokolle vom 9. Juli 1880, 3. 7161, in einer von B. als richtig 
anerkannten Abſchrift beiliegt, als eine von dem Beweiswerber ur Er- 
härtung der angeblichen Privilegiumsverletzung gegen den Gegner gelegte 
Urkunde ein instenmentum co" mune geworden ift, auf deſſen Inhalt 
ſich auch der Gegner B zu feiner Vertheidigung berufen kann, daß 
ſomit die Geheimhaltung der Privilegiumsbeſchreibung dem Belangten B. 
gegenüber um ſo weniger mehr am Platze ſein kann, als derſelbe bereits 
bei der Tagfahrt am 9. Juli 1880 von deren Inhalt mit Einver- 
ſtändniß des Beweiswerbers Einſicht genommen hat. 


Dem Recurſe des A. hat das k. k. mähr.ſchlef. euer | 
mit Erledigung vom 3. Auguſt 1880, 8. 8618, ſtattgegeben und den 
angefochtenen Beſcheid dahin abgeändert, daß B. mit dem im Geſuche 
3. 7242, geſtellten Begehren um Ertheilung einer Abſchriſt der Privi- 
legiumsbeſchreibung abgewieſen wird, dies | 

in der Erwägung, daß es fich vorliegend um den Eingriff in ein 
Privilegium handelt, um deſſen Geheimhaltung angeſucht wurde und 
der Privilegiumsinhaber dadurch, daß er bei der Verhandlung vom 
9. Juli 1880 eine Abſchrift der Privilegiumsbeſchreibung eingelegt hat, 
noch keineswegs die Publicirung desſelben bewilligte; 

in Erwägung, daß in Privilegienſtreitigkeiteu die Vorſchriften des 
Summarverfahrens blos in Bezug auf die formelle Proceßverhandlung 
Geltung haben, dagegen die ſonſtigen Vorſchriften desſelben, inſoweit 
fie die Rechte der Parteien betreffen, durch den officiöien Charakter des 
Verfahrens in Privilegienſtreitigkeiten und die Vorſchriften über die 
Geheimhaltung der Privilegien eine Aenderung erleiden; 

in Erwägung, daß der $ 32 des Privilegiumsgeſetzes vom 
15. Auguſt 1852, R. G. Bl. Nr. 184, den Parteien bei geheim 
gehaltenen Privilegien keineswegs das Recht der Einſichtsnahme in die 
Regiſter und der Abſchriftsnahme der Urkunden einräumt, und daß nach 
§ 36 des Miniſterial-Erlaſſes vom 5. October 1852, R. G. Bl. 
Nr. 184, ſelbſt im Civilproceſſe das Recht der Einſicht in die Privi⸗ 
legiumsbeſchreibung nicht den Parteien, ſondern nur dem Gerichte und 
auch dieſem nur inſoweit zuſteht, als dieſelbe der Proceßentſcheidung 
nothwendig zu Grunde gelegt werden muß. 

Den Reviſionsrecurs des B. hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 14. September 1880, 3. 10.620, ab⸗ und auf 
die richtige Begründung der obergerichtlichen Entſcheidung zu weiſen 
befunden, zumal Recurrent in ſeinem Geſuche de prae . 22. Juli 1880, 
3. 7242, als Zweck der begehrten Mittheilung einer Abſchrift der 
Privilegiumsbeſchreibung des A. die beabſichtigte Annullirung des Privi- 
legiums des Letzteren durch das k. k. Handelsminiſterium und nicht als 
zu ſeiner Rechtsvertheidigung erforderlich angegeben hat und dieſe 
letztere durch die dem Recurrenten geftattete Acteneinſicht gewahrt iſt. 

Ger.⸗Halle. 
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Eingefriedete Waldung im Sinne des $ 174 II lit. e St. G. 


Gegen J. K. und Genoſſen erhob die k. k. Staatsanwaltſchaft in 
Budweis die Auklage wegen Verbrechens des Diebsſtahls nach den 
88 171, 174 IT ad b und 174 II ad e, ſtrafbar nach $ 178 St. G., 
begangen dadurch. daß dieſelben in der Nacht vom 29. zum 30. Jän⸗ 
ner 1880, in Geſellſchaft aus dem Kolenecer Revier, das, wie den 
Angeklagten bekannt war, mit einem 4 bis 5 Schuh breiten Graben 
und 2 Schuh hohen Erdwall umgeben und deſſen Fahrwege mit Schran⸗ 
ken verſchloſſen ſind, mehrere Stämme im Werthe von mehr als 5 fl. 
entwendeten. Das k. k. Kreisgericht in Budweis hat mit dem Urtheile 
vom 8. April 1880, 3. 945, ungeachtet es obige Umſtände als er- 
wieſen annahm, den in der Anklage hervorgehobenen Qualificationsgrund, 
daß der Diebſtahl in einem eingefriedeten Walde verübt wurde, aus— 
geſchloſſen, weil in das fragliche Revier auch Fußwege führen, die 
durch keine Schranken abgeſchloſſen ſind, und weil zur Zeit der Ver— 
übung der Diebſtähle die Gräben mit Schnee angefüllt, ſonach nicht leicht 
zu erkennen waren. 

Gegen dieſen Theil des Urtheils ergriff die k. k Staatsanwalt— 
ſchaft die Nichtigkeitsbeſchwerde, geſtützt auf den Nichtigkeitsgrund des 
§ 281, 3. 9 lik. a St. P. O. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof hat bei der am 
3. September 1880 abgehaltenen öffentlichen Sitzung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit den Ausführungen des Generaladvocaten der Nichtigkeits— 
beſchwerde der k. k. Staatsanwaltſchaft ſtattgegeben, die Angeklagten des 
Verbrechens des Diebſtahls auch nach $ 174 II lit. e St. G. für ſchul⸗ 
dig erkannt und dieſelben zu angemeſſenen Kerkerſtrafen verurtheilt. — 
Gründe: 

Die von der k. k. Staatsanwaltſchaft erhobene Nichfigkeitsbeſchwerde 
erſcheint begründet. Denn als eine eingefriedete, d. h. kennbar abge— 
grenzte und beſonderem Schutze empſohlene Waldung muß nach dem, 
bei der Interpretation des Strafgeſetzes zunächſt maßgebenden gemeinen 
Sprachgebrauche diejenige Waldung jedenfalls angeſehen werden, welche 
mit deutlich wahrnehmbaren, mehrere Schuh breiten und tiefen Gräben 
ihrem ganzen Umfange nach oder ſelbſt mit einzelnen geringen Unter— 
brechungen, welche vielleicht durch die Rückſicht auf die Benutzung des 
Waldes geboten erſcheinen, umgeben iſt. Eine ſolche Umgebung des 
Waldes, aus welchem das Holz vorliegend geſtohlen worden iſt, haben 


aber die Gründe des angefochtenen Urtheiles feſtgeſtellt. Die dadurch 


bewirkte Einfriedung des Waldes vermag der Umſtand, daß in denſel— 
ben einzelne Fußwege führen, keineswegs aufzuheben, indem es ja für 
deren Vorhandenſein, wie ſchon erwähnt worden, genügt, wenn der 
Wald nur im Ganzen mit Gräben umgeben oder mit anderen unzweifel⸗ 
haften und gewiſſermaßen ſchützenden Grenzbezeichnungen verſehen iſt. 
Und am wenigſten vermag an der Einfriedung im Sinne des Geſetzes 
der Umstand etwas zu ändern, daß die Grenz- und Schutzgräben ſtellen⸗ 
weiſe oder ſelbſt ganze Strecken weit mit Schnee angefüllt ſind, und 
zwar — ganz abgeſehen von der Zufälligkeit eines ſolchen Ereigniſſes 
— ſchon darum nicht, weil andernfalls der beſondere Schutz, welchen 
das Strafgeſetz im §S 174 II I. t. e den eingefriedeten Waldungen offen⸗ 
bar gewähren will, gerade im Winter, wo der Wald diebiſchen Eingriffen 
am meiſten ausgeſetzt, die Ueberwachung aber am ſchwierigſten iſt, häufig 
durch eine ſehr lange Zeit ſehr unwirkſam ſein müßte. 

Der Gerichtshof erſter Inſtanz hat ſonach in dem Ausſpruche, 
daß der Kolenecer Wald den vorausgeſchickten Feſtſtellungen ungeachtet 
ein eingefriedeter nicht iſt, den $ 174 II lit. St. G. verletzt. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. II. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handelsminiſteriums. 
Nr. 24. Ausgeg. am 18. April. 
Behandlung der zur Poſt aufgegebenen Telegramme. H.⸗M. 8. 10.027. 
3. April. 
Auflaſſung der Poſtſtation Brandeis an der Elbe in Böhmen. H.⸗M. 
8. 8871. 11. April. 


k. 


Nr. 25. Ausgeg. am 23. April. 
Aenderungen in den Fahrpoſt⸗Tarifen „Frankreich, Großbritannien und 


Norwegen“. H.-M. 3. 12.041. 14. April. 


Nr. 26. Ausgeg. am 29. April. 
Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen mit Norwegen. H-M. Z. 11.022. 17. April. 
Dampſſchiff⸗Verbindung von England nach Neu-Fundland. H.-M. Z. 12.138. 

19. April. 

Richtigſtellung des Fahrpoft-Tarifes „Dänemark“. H.⸗M. 3. 12.308. 
21. April. 

Nr. 27. Ausgeg. am 5. Mai. 

Verbot der Zeitſchrift „Der Volksbote“. H.⸗M. Z. 13.597. 30. April. 

Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Mohacs zur Ver⸗ 
mittlung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.-M. 3. 12.852. | 
27. April, 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, angeblich nicht an 
ihre Beſtimmung gelangte Correſpondenzen nach und aus Großbritannien. H. M. 
8. 11.026. 28. April. 

Correſpondenzen nach und aus Goulette in Tunis. H.⸗M. 3 13.198. 
29. April. 

Errichtung von Poſtämtern zu Berndorf und Waldegg. H.⸗M. Z. 12.205. 
21. April. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Harta. H.-M. Z. 11.564. 21. April. 

Errichtung des Poſtamtes Blottendorf. H.-M. Z. 12.548. 21. April 

Errichtung einer Poſtexpedition in der Magdaleng-Vorſtadt in Marburg. 
H.⸗M. 3. 41.133. 28. April. 

Nr. 28. Ausgeg. am 10. Mai. 

Einführung von Poſt⸗Begleitadreſſen an Stelle der mit den Nachnahme⸗ 
ſcheinen vereinigten Frachtbriefe zu Privat⸗Nachnahmeſendungen. HM. Z. 5985. 
30, April. 

Nr. 29. Ausgeg. am 14. Mai. 

Verbot der in Genua erſcheinenden Zeitung „L'Epoca“. H.-M. Z. 14.680. 
10. Mai. 

Ergänzung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Amerika“. H.⸗M. Z. 13.194. 29. April. 

Aeuderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Afrika“. H.⸗M. Z. 14.515. 7. Mai. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Koſtanjevica. H. M. Z. 13.445. 5. Mai. 

Verlegung des Poſtamtes Krumnußbaum aus dem Bahnhofe in den gleich⸗ 
namigen Ort. H.⸗M. Z. 12.784. 7. Mai. 

Aufnahme des Poſtamtes Pawlowitz bei Leipnik. H.-M. Z. 13.268. 7. Mai. 

Auflaſſung des Poſtamtes Karlſtetten. H.-M. Z. 13.459. 8. Mai. 

Nr. 30. Ausgeg. am 19. Mai. 

Aenderungen im Fahrpoſt⸗Tarife „Rumänien“. H.⸗M. Z. 12.985. 9. Mai. 

Portofreiheit für die k. k. Landſturm-Magazine in Tirol. H.-M. Z. 13.715. 
8. Mai. 

Verbot der Einfuhr von Weinſtockbeſtandtheilen nach Ungarn. H.-M. 
8. 12.937. 8. Mai. 

Errichtung eines Poſtamtes in Spica-Sutomore. 
7. Mai. 


H.⸗M. Z. 11.055. 
Nr. 31. Ausgeg, am 21. Mai. 

Verordnung der Miniſterien des Handels und der Finanzen, betreffend 
die Behandlung der im Julande mittelſt der Poſtanſtalt verſendeten Briefe und 
anderen verſiegelten Sendungen, von denen mit Grund vermuthet wird, daß die— 
ſelben ungeſtempelte periodiſche Druckſchriften (Zeitſchriften) enthalten. H. M. 
3. 685. 14. Mai. 

Verkehr der fahrenden Poſtämter auf der Eiſenbahnſtrecke zwiſchen Trieſt 
und Cormons. H.⸗M. Z. 3740. 13. Mai. 

Poſtverbindung von Southampton aus mit den La Plata-Staaten. H.⸗M. 
Z. 14.136. 13. Mai. 
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Nr. 32. Ausgeg. am 26. Mai. 
Aenderung im Fahrpoſt⸗Tarife „Norwegen“. H.⸗M. Z. 13.901. 20. Mai. 
Dampfſchiff⸗Verbindungen von Antwerpen nach den La Plata-Staaten. 
H.⸗M. 3. 15.376. 21. Mai. 
Correſpondenzen nach und aus Grand Baſſam und Aſſinie. H.⸗M. 3. 15.628. 


21. Mai. 
Nr. 33. Ausgeg. am 5. Juni. 


Verbot der Zeitung „Le Voltaire“. H.⸗M. 8. 17.321. 2. Juni. 
Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Verſecz zur Vermitt⸗ 
lung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.⸗M. Z. 16.313. 27. Mai 


22. Mai. 
Auflaſſung der Poſtſtation Zlabings in Mähren. H.-M. Z. 15.531. 25. Mai. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Islak und Auflaſſung des Poſtamtes Loke. 

H.⸗M. Z. 16.462. 30. Mai. 

(Fortſetzung folgt.) 
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Aufhebung der k. k. Lloyd⸗Poſtexpedition in Burgas. H.⸗M. Z. 15.05 7. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalter in Kärnten Caſpar Grafen von 
Lodron-Laterano die erbetene Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand bewil⸗ 
ligt und demſelben den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Miniſterium des Innern 
Franz Schmidt v. Zabierow zum Landespräſidenten in Kärnten ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe der Linzer Statthalterei Lothar 
Fürſten v. Metternich-Winneburg den Titel eines Statthalterei-Vicepräſidenten 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath der Innsbrucker Finanz⸗Landes⸗ 
direction Thomas Bartuſchek zum Finanzdirector in Laibach ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanzdirection in Laibach 
Auguſt Dimitz taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande der Filiale des Hauptpuncirungs⸗ 
amtes Oberwardein Adolf Mader den Titel und Charakter eines Bergrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwachcommiſſär Anton Watzka den Titel 
eines Finanzwach⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann John H. Thomſon in St. Johns 
zum unbeſoldeten Viceconſul und Leiter des Honorarconſulates daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsofficial im Fiuanzminiſtertum Vin⸗ 
cenz Stransky das goldene Verdienſtkreuz verkiehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Handels- und Gewerbekammer 
in Klagenfurt Leodegar Canaval den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Minifteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Wilhelm Ritter Marx v. Marxberg zum Bezirkshaupt⸗ 
manne in Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hak die 
Bezirkscommiſſäre Joſef Fiſcher, Joſef Manka und Paul Appeltauer zu 
Statthaltereiſecretären in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Franz Leopold, den 
Finanzſeeretär Johann Diſchbauer und den Vicefecretär im Finanzminiſterium 
Julius Schweighofer zu Finanzräthen der Wiener Finanz-Landesdirection 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Guſtav Stroriedl und den 
Finanz⸗Obercommiſſär des Centraltaxamtes Rudolf Rahel zu Finanzräthen, 
ferner den Finanzcommiſſär Karl Soldat zum Finanzſecretär und den Finanz⸗ 
commifſär Johann Paulik zum Finanz Obercommiſſär bei der Grazer Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll-Obercontrolor Karl Hajek zum Zoll⸗ 
Oberamtsverwalter des Brünner Hauptzollamtes ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Paul Hünel zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer in Troppau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinfpector Andreas Obererlacher zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Innsbrucker Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Joſef Kratochwil zum Poſt⸗ 
rath und den Bezirks⸗Poſtcommiſſär Karl Mercher zum Poſtſecretär bei der 
Poſtdirection für Wien und Umgebung ernannt. 


Erledigungen. 


Steuereinnehmersſtelle für Niederöſterreich in der neunten, eventuell eine 
Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten und eine Steueramtsadjunctenſtelle in 
der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 266.) 
a Finanzſecretärsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection, eventuell 
eine Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle, beide in der achten Rangsclaſſe, dann zwei 
Keen in der neunten Rangsclaſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. 

r. 267.) 

Kanzleiofficialsſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domanendirection in Gmun⸗ 
den in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 
12. December. (Amtsbl. Nr. 269.) 


Soeben iſt eingetroffen: 


Sarwey, Dr. O. v., kgl. württemberg. Staatsrath. 


Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege. 
gr. 8. broch. 760 Seiten. Preis fl. 9.— 

N Die Verwaltungsrechtspflege, welche durch die in neuerer und neueſter 
Zeit erlaſſenen deutſchen Geſetze eine ſo wichtige Stellung im Staatsorganismus 
einnimmt, findet hier ihre erſte ſyſtematiſche und umfaſſende Darſtellung, 
und zwar durch einen Autor, deſſen Name von hervorragendſter Bedeutung iſt. 
Das Werk iſt von höchſtem Werth ſowohl für die wiſſenſchaftliche Erkenntniß des 
Rechts, als für die Rechtsanwendung, daher ſowohl dem Juriſten, als dem 
Verwaltungsbeamten zu empfehlen. 


Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Stadt, Bauernmarkt 11. 


bHiezu als Beilage: Bogen 21 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SE 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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